
Satzung des Bauvereins Pauluskirche Halle (Saale) e. V. 
In der Fassung der Mitgliederversammlung vom 09.07.2007 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen „Bauverein Pauluskirche Halle (Saale)“. 
 
(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er zu  

seinem Namen den Zusatz e. V. 
 
(3) Der Verein hat seinen Sitz in Halle (Saale). 
 
(4) Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 Zweck des Vereins 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche Zwecke im Sinne des Ab-

schnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ gem. den §§ 51 ff. Abgabenordnung. 
 
(2) Zweck des Vereins ist es, die Erhaltung der Pauluskirche, durch Renovierung, Sanierung, 

Instandsetzung und -haltung zu fördern. Dazu gehören auch die Unterhaltung des Got-
teshauses sowie die Erweiterung der Kirche und deren Baukörper. Der Satzungszweck 
wird insbesondere verwirklicht durch die Sammlung von Spenden und sonstigen geld-
werten Mitteln, um den Satzungszweck zu erreichen. 

 
(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mit-

glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Der Aufnahme-

antrag ist schriftlich an den Vorstand zu richten. 
 
(2) Mit dem Antrag erkennt der Bewerber für den Fall seiner Aufnahme die Satzung an. Ein 

Aufnahmeanspruch besteht nicht. 
 
(3) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit. Die Ent-

scheidung ist dem Antragsteller mitzuteilen; sie bedarf keiner Begründung. Der abgelehn-
te Antragsteller kann die Mitgliederversammlung anrufen, die abschließend über seinen 
Mitgliedsantrag entscheidet. 

 
(4) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Aufnahmebeschluss. 
 
 
 



§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und 

die Einrichtungen des Vereins zu nutzen. Sie haben darüber hinaus das Recht, Anträge 
gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung zu stellen.  

 
(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu unterstützen, die 

Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen sowie die zu leistenden Bei-
träge pünktlich zu zahlen. Ferner besteht die Pflicht, dem Verein Änderungen der Postad-
resse, E-Mail-Adresse und Bankverbindung umgehend mitzuteilen. Kommt das Mitglied 
dieser Pflicht nicht nach, haftet es für daraus entstehende Folgen und stellt den Verein von 
jeglicher Haftung frei. 

 
 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austrittserklärung, Ausschluss, Streichung der Mit-

gliedschaft oder Verlust der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 
 
(2) Der Austritt ist schriftlich zu erklären. Der Austritt ist zum Ende eines jeden Kalendermo-

nats zulässig. Die schriftliche Austrittserklärung muss dem Verein rechtzeitig zugehen. 
Maßgeblich für die Wirksamkeit der Kündigung ist der Eingang der Austrittserklärung 
beim Verein. 

 
(3) Der Ausschluss aus dem Verein ist nur bei wichtigem Grund zulässig. Über den Aus-

schluss entscheidet auf Antrag des Vorstands die Mitgliederversammlung abweichend 
von § 9 (5) mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. Der 
Vorstand hat seinen Antrag dem Mitglied mindestens zwei Wochen vor der Versammlung 
schriftlich mitzuteilen. Eine schriftlich eingehende Stellungnahme des Mitglieds ist in der 
über den Ausschluss entscheidenden Versammlung zu verlesen. Der Ausschluss der Mit-
gliedschaft wird mit der Beschlussfassung wirksam. Ist das Mitglied bei Beschlussfassung 
nicht anwesend, so muss der Ausschluss dem betroffenen Mitglied durch den Vorsitzen-
den des Vorstandes oder dessen Stellvertreter unverzüglich schriftlich bekannt gemacht 
werden. 

 
(4) Die Streichung der Mitgliedschaft kann erfolgen, wenn das Mitglied mit zwei Beiträgen im 

Rückstand ist und den rückständigen Beitrag auch nach schriftlicher Mahnung nicht in-
nerhalb von drei Monaten von der Absendung der Mahnung an voll entrichtet. Die Mah-
nung muss schriftlich (Brief) an die letzte dem Verein bekannte Anschrift des Mitglieds 
gerichtet sein. In der Mahnung muss auf die bevorstehende Streichung der Mitgliedschaft 
hingewiesen werden. Die Mahnung ist auch wirksam, wenn die Sendung als unzustellbar 
zurückkommt. Die Streichung erfolgt durch Beschluss des Vorstands, der dem betroffenen 
Mitglied nicht bekannt gemacht wird. 

 
 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 
 
(1) Der Mitgliedsbeitrag ist ein Jahresbeitrag; er ist spätestens zum 31. Dezember eines Jahres 

fällig. Der Beitrag kann abweichend von der Fälligkeit monatlich, vierteljährlich oder jähr-
lich im Voraus entrichtet werden. 

 
(2) Die Beitragshöhe bestimmt die Mitgliederversammlung.  



 
(3) Der Beitrag ist für den Eintrittsmonat voll zu entrichten. Bereits fällig gewordene oder im 

Voraus gezahlte Beiträge werden im Falle einer Kündigung nicht zurückerstattet. 
 
(4) Der Vorstand kann Beiträge stunden, ganz oder teilweise erlassen. 
 
(5) Eine Aufnahmegebühr kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung erhoben wer-

den.  
 
 

§ 7 Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind: 
 

a) der Vorstand 
b) die Mitgliederversammlung. 

 
 

§ 8 Vorstand 
 
(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens drei, höchstens fünf Mitgliedern, dem 

ersten Vorsitzenden, dem Stellvertretenden Vorsitzenden und mindestens einem weiteren 
Vorstandsmitglied.  

 
(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich in allen Vereinsangelegenheiten durch 

zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich vertreten. Das Gremium hat insbesondere fol-
gende Aufgaben: 

 
a) Verwaltung des Vereinsvermögens 
b) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Ta-

gesordnung 
c) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
d) Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts 
e) Repräsentation des Vereins gegenüber der Öffentlichkeit. 

 
(3) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Wiederwahl 

ist möglich. Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Die amtierenden Vorstandsmitglieder blei-
ben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt sind. 

 
(4) Das Amt eines Mitglieds des Vorstands endet mit seinem Ausscheiden aus dem Verein. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtsdauer aus, so kann der Vorstand ein Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds wählen. 

 
(5) Verschiedene Funktionen innerhalb des Vorstands können in einer Person vereinigt wer-

den. 
 
(6) Der Vorstand trifft seine Entscheidungen mit einfacher Mehrheit. 
 
 
 
 
 



§ 9 Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung ist einzuberufen, 
 

a) wenn es das Interesse des Vereins erfordert 
b) mindestens einmal jährlich 
c) wenn die Einberufung von einem Viertel aller Mitglieder unter Angabe des Zwecks 

und der Gründe verlangt wird. 
 
(2) Der Vorstand hat der vorstehend unter Abs. 1 Buchstabe b einzuberufenden Versamm-

lung einen Jahresbericht und eine Jahresrechnung vorzulegen. Die Versammlung hat über 
die Entlastung des Vorstandes Beschluss zu fassen. 

 
(3) Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand schriftlich oder durch E-Mail unter Angabe 

der Tagesordnung einberufen. Die Einladungsfrist beträgt drei Wochen. Die Frist beginnt 
bei Übergabe mit dem Zugang und bei Postversand mit dem auf die Absendung des Ein-
ladungsschreibens folgenden Tag. Es gilt das Datum des Poststempels. Das Einladungs-
schreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied des Ver-
eins bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Wo-
che vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass 
weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Ver-
sammlungsleiter hat sodann zu Beginn der Versammlung die Tagesordnung entsprechend 
zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitglieder-
versammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung.  

 
(4) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über 
 

a) die Genehmigung der Jahresrechnung   
b) die Wahl und Entlastung des Vorstandes 
c) die Berufung durch Vorstandsbeschluss abgelehnter Bewerber 
d) die Wahl zweier Kassenprüfer (Wiederwahl ist zulässig) 
e) Änderungen der Tagesordnung und der Satzung 
f) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge  
g) weitere Angelegenheiten und Anträge des Vorstandes sowie der Mitglieder 
h) die Auflösung des Vereins. 

 
(5) Jedes Vereinsmitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. Zur Ausübung des 

Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevoll-
mächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied kann 
bis zu drei fremde Stimmen vertreten. Die Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemä-
ßer Einladung ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig. Beschlüsse 
werden, sofern die Satzung nicht etwas anderes regelt, mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen getroffen. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.  

 
(6) Für Änderungen der Satzung, auch des Zwecks des Vereins und Beschlüsse zur Auflö-

sung des Vereins ist abweichend von (5) eine Mehrheit von drei Viertel der in der Mitglie-
derversammlung abgegebenen Stimmen erforderlich.  

 
(7) In besonders dringlichen Fällen darf der Vorstand auch ohne Beschluss der Mitgliederver-

sammlung handeln, sofern es im Interesse des Vereins geboten ist. Dazu ist ein einstimmi-
ger Vorstandsbeschluss notwendig. Der Vorstand hat die Genehmigung der Mitglieder-
versammlung nachträglich einzuholen.  



 
(8) Über die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden der Versammlung und von dem Protokollführer 
zu unterschreiben. Jedes Mitglied ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen. 

 
 

§ 10 Rechnungsprüfung 
 
Die Kassenprüfer prüfen die Kassen- und Rechnungsführung des Vorstandes nach Ablauf eines 
jeden Geschäftsjahres und berichten darüber auf der jährlichen Mitgliederversammlung. Ihre 
Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
 
 

§ 11 Auflösung des Vereins 
 
(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 
 
(2) Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand, sofern die Mitgliederversammlung keinen 

anderen Beschluss fasst. 
 
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall des gemeinnützigen Zwecks 

fällt das Vereinsvermögen an die Paulusgemeinde in Halle (Saale), die es unmittelbar und 
ausschließlich für kirchliche Zwecke zu verwenden hat. Bevor das verbleibende Vereins-
vermögen an den Begünstigten fällt, ist das zuständige Finanzamt in Halle zu beteiligen. 

 
 

§ 12 Salvatorische Klausel 
 
(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sein oder werden oder aus 

Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, soll dadurch die Gültigkeit der übri-
gen Bestimmungen dieses Statuts nicht berührt werden. Die Mitglieder sind sich einig, 
unwirksame oder undurchführbare Bestimmungen durch andere rechtlich zulässige Rege-
lungen zu ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmun-
gen angestrebten Zweck und der gemeinnützigen Zielsetzung gerecht werden. 

 
(2) Im Falle von Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was 

nach Sinn und Zweck dieser Satzung vernünftigerweise vereinbart worden wäre, wäre der 
Regelungsbedarf von vorn herein von den Mitgliedern bedacht worden. 

 
(3) Änderungen oder Ergänzungen dieser Satzung bedürfen, soweit gesetzlich vorgesehen, 

der notariellen Beurkundung. 


